
32 Staatsgrundrecht

Artikel ll7

(1) Die fremdsprachigen Volksteile der Republik sind 
durch Gesetzgebung und Verwaltung in ihrer freien volks­
tümlichen Entwicklung zu fördern; sie dürfen insbesondere 
am Gebrauch ihrer Muttersprache im Unterricht, in der 
inneren Verwaltung und in der Rechtspflege nicht gehin­
dert werden.

Artikel 12
(1) Alle Rürger haben das Recht, zu Zwecken, die den 

Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Gesell­
schaften zu bilden.

Artikel 13 8
(1) Vereinigungen, die die demokratische Gestaltung des 

öffentlichen Lebens auf der Grundlage dieser Verfassung 
satzun^sgemäß erstreben und deren Organe durch ihre 
Mitglieder bestimmt werden, sind berechtigt, Wahlvor­
schläge für die Volksvertretungen der Gemeinden, Kreise 
und Länder einzureichen.

(2) Wahlvorschläge für die Volkskammer dürfen nur 
die Vereinigungen aufstellen, die nach ihrer Satzung die 
demokratische Gestaltung des staatlichen und gesellschaft­
lichen Lebens der gesamten Republik erstreben und deren 
Organisation das ganze Staatsgebiet umfaßt.

7. vgl. hierzu das (Sächs.) Gesetz zur Wahrung der Rechte der sor­
bischen Bevölkerung vom 23. 3. 1948 (GVB1. Land Sachsen S. 191), 
abgedruckt in Teil I unter Ziff. 19.

8. vgl. hierzu das Gesetz über die Wahlen zur Volkskammer der 
Deutschen Demokratischen Republik am 17. Oktober 1954 vom 
4. 8. 1954 (GBl. S. 667), abgedruckt in Teil I unter Ziff. 8.


